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Deutscher Staatsrechtslehrer fordert 
Ausscheiden Deutschlands aus der EU

Univ. Prof. Dr. Karl Albrecht Schachtschneider 
zu Gast in Österreich

Die Forderung des europaweit 
bekannten Rechtsexperten nach 
dem Ausscheiden Deutschlands 
aus der EU ist den Mächtigen und 
ihren Handlangern sehr unange-
nehm und wird deshalb von den 
meisten Massenmedien totge-
schwiegen. Sie war der Titel und 
inhaltliche Schwerpunkt einer 
Pressekonferenz am 28. März,  
zu der die IHU (Initiative Heimat 
& Umwelt) alle österreichischen 
Medien schriftlich eingeladen 
hatte. 

Obwohl die Austria Presseagen-
tur (APA) einen Bericht mit Foto 
darüber an (fast) alle österr. Zei-
tungsredaktionen sandte mit dem 
Titel �Deutscher Staatsrechtler 
fordert Austritt Deutschlands aus 
der EU", hat keine Massenzeitung 
in Österreich darüber berichtet. 
Nur �Die ganze Woche" druckte 
bereits im Vorfeld der Veranstal-
tungen in Salzburg und Wien zahl-
reiche Original-Aussagen von Prof. 
Schachtschneider zum Thema 
EU-Verfassung und EU-Austritt ab 
und informierte ihre fast eine Mil-
lion Leser auch über die öffent-
lichen Vortrags-Termine. �Die 
ganze Woche" hat übrigends auch 
den besten regelmäßigen Umwelt-
kommentar aller österr. Zeitungen, 
für den seit Jahren Univ. Prof. Dr. 
Hermann Knoflacher verantwort-
lich ist.

Die Begründung für seine For-
derung nach einem Ausscheiden 
Deutschlands aus der EU hat Prof. 
Schachtschneider bereits in der 
schriftlichen Kurzfassung eines von 
ihm am 13.11.2006 gehaltenen Vor-
trags in Prag wie folgt festgehalten: 

�Das Volk und die Völker sind in 
der EU entmündigt, weil die Poli-
tik entdemokratisiert ist. Die Kom-
mission und der Gerichtshof haben 
die Macht usurpiert, die Wirtschaft 
so zu lenken, wie es ihren weitge-
hend korrumpierten Interessen 
nützlich ist, nicht nur gegen wesent-
liche Prinzipien des Rechtsstaates, 
sondern vor allem gegen den Willen 
der Völker, zumal ohne demokra-
tische Kontrolle. Der Abbau der 
sozialen Besitzstände ist die 
Konsequenz der Entdemokratisie-
rung. Der Grundrechteschutz in 
Fragen der Wirtschaftsordnung ist 
so gut wie verloren gegangen, seit 
er in die Hand des Europäischen 
Gerichtshofs geraten ist. Auch das 
freiheitliche Prinzip der Gewalten-
teilung ist durch die exekutivistische 
und judikativistische Rechtsetzung 
der Union so gut wie aufgehoben. 
Die politischen Zwänge sind durch 
die rechtlosen Verträge geschaffen. 
Einige wenige werden durch diese 
Politik außerordentlich reich, viele 
aber unerträglich arm.

Die europäische Integration führt 
Deutschland mehr und mehr in eine 
verfassungspolitische, aber viele 
Menschen auch in eine existentielle 
Notlage. Deutschland wäre gut 
beraten, einen eigenen Weg zu 
gehen, also sein Recht in Anspruch 
zu nehmen, aus der Union aus-
zuscheiden, mit dem Ziel, neue 

verfassungsmäßige Verträge zu 
schließen. Der europäische Frie-
den wird nicht dadurch gesi-
chert, daß Demokratie, Rechts-
staat und Sozialstaat runiniert 
werden. Die Nationalstaaten 
müssen darum in allen existenti-
ellen Angelegenheiten die Hoheit 
wahren. Ein Großstaat Europa 
ist eine Gefahr nach innen und 
nach außen. Die Freiheit erstickt 
im zentralistischen Bürokratismus. 
Die Völker tragen die Lasten einer 
Politik, die sie nicht verantworten 
können. Der Beruf unserer Zeit ist 
ein europäisches Europa."

Die �Schwierigkeiten", die wir bei 
der Durchführung der Vorträge von 
Prof. Schachtschneider in Salzburg 
und Wien erlebten, werden auf den 
nächsten Seiten berichtet. Solche 
Anschläge auf die Meinungsfreiheit 
und das Recht auf friedliche Ver-
sammlung sind Vorboten eines 
Gesinnungsterrors, wie er für 
Diktaturen kennzeichnend ist. Es 
ist ein Skandal, daß sich dafür auch 
Bildungsinstitutionen wie die Uni-
versität Wien �einspannen" lassen, 
für die die FREIHEIT DER LEHRE 
oberstes Gebot sein sollte und die 
noch dazu über Steuergelder finan-
ziert wird und daher für alle Öster-
reicher da sein müßte! In der EU-
Verfassung ist die Freiheit der Lehre 
nämlich nicht mehr enthalten...




